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2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 1339/05
Datum 14.11.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 28. Juli 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, die BeschÃ¤ftigungszeit des KlÃ¤gers
vom 01. August 1969 bis zum 31. Dezember 1971 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur
Freiwilligen zusÃ¤tzlichen Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des
Staatsapparates (Zusatzversorgungssystem Nr. 19 der Anlage 1 zum Anspruchs-
und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz â�� AAÃ�G) sowie die in dieser Zeit
tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Der KlÃ¤ger, geboren am 1924, hatte den Beruf des Maschinenschlossers erlernt
(Abschluss am 05. September 1942) und am 04. Dezember 1948 einen weiteren
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Abschluss als Maschinenbaumeister erlangt. Nach einem Fernstudium an einer
Fachschule vom 01. September 1960 bis 30. Juli 1966 erwarb er den Titel eines
Ingenieurs. Vom 01. Januar 1967 bis 24. November 1967 war der KlÃ¤ger als
Beratungsingenieur, vom 11. Dezember 1967 bis 30. MÃ¤rz 1969 als Referent fÃ¼r
Bedarfsforschung beim VEB R, vom 01. April 1969 bis 02. August 1969 als System-
Ingenieur und ab 04. August 1969 bis zum 30. September 1989 als
wissenschaftlicher Mitarbeiter zuerst beim Forschungsinstitut des Ministeriums fÃ¼r
A in B und dann beim Ministerium fÃ¼r E, M und K in B beschÃ¤ftigt. Ausweislich
der Beitragsnachweiskarte zur Personal-Nr. (Versorgungs-Nr. ) wird eine
ununterbrochene TÃ¤tigkeit im Staatsapparat fÃ¼r die Zeit ab 01. August 1972
bescheinigt. Der BeschÃ¤ftigung beim Ministerium fÃ¼r E, M und K liegt der
Arbeitsvertrag vom 01. August 1972 zugrunde.

Mit Ã�berfÃ¼hrungsbescheid vom 05. Mai 1995 stellte die Beklagte die Zeiten vom
01. August 1972 bis 31. August 1989 als nachgewiesene Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit
zur Freiwilligen zusÃ¤tzlichen Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des
Staatsapparates fest. Mit seinem Widerspruch wandte sich der KlÃ¤ger gegen die
Begrenzung der Bruttoentgelte nach Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G. Der Widerspruch blieb
erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 26. Juni 1995).

Mit der Klage hat der KlÃ¤ger beantragt, den Bescheid vom 05. Mai 1995 und den
Widerspruchsbescheid vom 26. Juni 1995 insoweit aufzuheben, als darin das fÃ¼r
die Berechnung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Einkommen gegenÃ¼ber dem tatsÃ¤chlich erzielten
auch innerhalb der Beitragsbemessungsgrenze des Sozialgesetzbuchs â��
Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) verkÃ¼rzt wird. Nachdem die Beklagte
mit Ã�berfÃ¼hrungsbescheid vom 10. April 1997 fÃ¼r LeistungszeitrÃ¤ume ab 01.
Januar 1997 in Bezug auf die Entgelte als maÃ�gebende Anlage die Anlage 3
aufgefÃ¼hrt hatte (mit Ausnahme der Jahre 1983, 1984, 1985, 1987, 1988 und
1989) und diese Entscheidungen mit Ã�berfÃ¼hrungsbescheid vom 28. Juli 1997
unter Neufeststellung des Arbeitsentgelts fÃ¼r das Jahr 1989 wiederholt hatte, hat
sie mit ErgÃ¤nzungsbescheid vom 10. Juli 2002 zum Feststellungsbescheid vom 28.
Juli 1997 die getroffenen Feststellungen auf LeistungszeitrÃ¤ume ab 01. Juli 1993
erweitert. Der KlÃ¤ger hat dieses Teilanerkenntnis angenommen und nunmehr
beantragt, auch die Zeit vom 01. August 1969 bis 31. Juli 1972 als Zeit der
Mitgliedschaft im Zusatzversorgungssystem Nr. 19 der Anlage 1 zum AAÃ�G
festzustellen. Er hat als Nachweis eine Bescheinigung des Ministerrats der
Deutschen Demokratischen Republik â�� ohne Datum â�� eingereicht, auf dessen
Inhalt Bezug genommen wird.

Die Beklagte hat vorgetragen, dass die nunmehr geltend gemachte Zeit nicht
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nne, weil die Regelungen des maÃ�geblichen
Zusatzversorgungssystems eine BeitrittserklÃ¤rung vorgesehen hÃ¤tten, ohne die
eine Versorgungsberechtigung nicht eingetreten sei. Nach der vorliegenden
Beitragsnachweiskarte sei der Beitritt aber erst zum 01. August 1972 erfolgt.

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat mit Gerichtsbescheid vom 28. Juli 2005 die Klage
abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt: Die Klage sei zulÃ¤ssig. Der
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KlÃ¤ger habe zwar erst im Laufe des Gerichtsverfahrens die streitige Zeit geltend
gemacht. Ã�ber diese Zeit habe die Beklagte im Bescheid vom 05. Mai 1995 mit
entschieden, so dass sie durch den Widerspruch des KlÃ¤gers mit angegriffen und
darÃ¼ber auch im Widerspruchsbescheid mit entschieden worden sei. Insofern
liege eine zulÃ¤ssige KlageÃ¤nderung vor. Die Klage sei jedoch unbegrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger habe keinen Anspruch darauf, dass auch die Zeit vom 01. August 1969 bis
31. Dezember 1971 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung
fÃ¼r Mitarbeiter des Staatsapparates festgestellt werde. Ob eine BeschÃ¤ftigung
als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1
AAÃ�G zÃ¤hle, bestimme sich nach den maÃ�geblichen Texten der jeweiligen
Versorgungsordnung. Im Falle des Zusatzversorgungssystems Nr. 19 der Anlage 1
zum AAÃ�G hÃ¤nge dies nach den Â§Â§ 1 und 2 der Ordnung Ã¼ber die Freiwillige
zusÃ¤tzliche Altersversorgung fÃ¼r Mitarbeiter des Staatsapparates vom 29. Januar
1971 davon ab, dass Leiter oder Mitarbeiter des Staatsapparates durch schriftliche
ErklÃ¤rung der Versorgung beitrÃ¤ten. Der KlÃ¤ger sei vorliegend zum 01. Januar
1972 beigetreten. Ob diese BeitrittserklÃ¤rung erst ab dem Zeitpunkt des formellen
Beitritts gelte, wie die Beklagte meine, oder aber auch schon fÃ¼r die davor
liegende BeschÃ¤ftigungszeit, kÃ¶nne indes dahin stehen. Denn jedenfalls habe der
KlÃ¤ger in der Zeit vom 01. August 1969 bis 31. Dezember 1971 zur Ã�berzeugung
des Gerichts keine TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt, fÃ¼r welche er als Mitarbeiter des
Staatsapparats im Sinne der Ordnung vom 29. Januar 1971 nach den
maÃ�geblichen Versorgungsvorschriften gelte.

Mit der Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Er beantragt, die
Deutsche Rentenversicherung Bund beizuladen; im Ã�brigen wird wegen seines
Vorbringens auf den Schriftsatz vom 1. November 2005 Bezug genommen.

Er beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 28. Juli 2005 aufzuheben und
die Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom 05. Mai 1995 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 1995 sowie unter Ã�nderung der Bescheide
vom 10. April 1997, 28. Juli 1997 und 10. Juli 2002 zu verpflichten, die Zeit vom 01.
August 1969 bis zum 31. Dezember 1971 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur
Freiwilligen zusÃ¤tzlichen Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des
Staatsapparates (Zusatzversorgungssystem Nr. 19 der Anlage 1 zum AAÃ�G) sowie
die in dieser Zeit tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte festzustellen. Hilfsweise
stellt der KlÃ¤ger eine Reihe von BeweisantrÃ¤gen; auf den Schriftsatz vom 1.
November 2005 wird insoweit Bezug genommen. Er beantragt auÃ�erdem
hilfsweise, das Ruhen des Verfahrens anzuordnen bzw. das Verfahren auszusetzen,
hilfsweise regt er zusÃ¤tzlich an, die Sache dem Bundesverfassungsgericht zur
Entscheidung vorzulegen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie nimmt Bezug auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des Gerichtsbescheides. Wegen
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des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf die zum Verfahren eingereichten
SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen Bezug genommen.

Die Akte der Beklagten und die Gerichtsakte haben vorgelegen und sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet.

Entgegen der vom SG vertretenen Rechtsauffassung ist die vom KlÃ¤ger erhobene
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage im Sinne des Â§ 54 Abs. 1 S. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zum
Zusatzversorgungssystem Nr. 19 der Anlage 1 zum AAÃ�G bereits unzulÃ¤ssig. Das
Begehren des KlÃ¤gers, das sich aus dem zuletzt im Schriftsatz vom 01. November
2005 auf Seite 5 RÃ¼ckseite gestellten Sachantrag ergibt, zielt auf die
Verpflichtung der Beklagten ab, "die BeschÃ¤ftigungszeit vom 1.8.1969 bis zum
31.12.1971 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung fÃ¼r
Mitarbeiter des Staatsapparates anzuerkennen und die tatsÃ¤chlich erzielten
Arbeitsentgelte in diesem Zeitraum festzustellen". Selbst wenn man dem SG darin
beipflichten wollte, dass diese â�� zuletzt nur noch geltend gemachte (mit
Schriftsatz vom 17. Juli 2002 war zuerst die Feststellung der Zeit vom 01. August
1969 bis 31. Juli 1972 beantragt worden) â�� Zeit sowohl Gegenstand des â��
ursprÃ¼nglichen â�� Ã�berfÃ¼hrungsbescheides vom 05. Mai 1995 als auch
Gegenstand des Widerspruchbescheides ist, obwohl der KlÃ¤ger die Feststellung
dieser Zeit erstmals mit seinem Schriftsatz vom 17. Juli 2002 beansprucht hat, hat
der KlÃ¤ger etwaige diese Zeit betreffende (ablehnende)
Verwaltungsentscheidungen der Beklagten jedenfalls nicht innerhalb der fÃ¼r die
Einlegung von Rechtsbehelfen vorgeschriebenen Verfahrensfristen angefochten.

Mit seinem Widerspruchschreiben vom 16. Mai 1995 wendet sich der KlÃ¤ger
ausschlieÃ�lich gegen die "Begrenzung seines tatsÃ¤chlichen Bruttoentgeltes auf
die Werte der Anlage 5, 4 bzw. 8 AAÃ�G". Auch mit der am 18. Juli 1995 erhobenen
Klage beantragt er nur die Aufhebung des Bescheides vom 05. Mai 1995 in der
Gestalt des Widerspruchbescheides vom 26. Juni 1995, "insoweit dieser das fÃ¼r
die Berechnung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Einkommen gegenÃ¼ber dem tatsÃ¤chlich erzielten
auch innerhalb der Beitragsbemessungsgrenze des SGB VI verkÃ¼rzt". Auch in dem
gesamten Vorbringen in der Klageschrift vom 18. Juli 1995 wird die nunmehr
streitige Zeit an keiner Stelle angesprochen. Erst nachdem die Beklagte die
Vorschriften des 2. AAÃ�G â�� Ã�nderungsgesetzes durch den Bescheid vom 10.
Juli 2002 umgesetzt hatte, hat der KlÃ¤ger "nur noch" beantragt, die
"Anspruchserwerbszeit vom 01.08. 69 bis zum 31.07. 72 anzuerkennen". Zur Zeit
dieser Klageerhebung war aber eine etwaige Ablehnung der streitigen Zeit bereits
in Bestandskraft erwachsen (Â§ 77 SGG). Denn innerhalb der Einmonatsfrist, die
fÃ¼r die Einlegung von Widerspruch und Klage gilt (Â§Â§ 84 Abs. 1 S. 1, 87 Abs. 1 S.
1 SGG), hatte der KlÃ¤ger mit seinem Widerspruch und seiner Klage ausschlieÃ�lich
die seiner Auffassung nach in den angefochtenen Bescheiden enthaltenen
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Entscheidungen zur Begrenzung der zu berÃ¼cksichtigenden Arbeitsentgelte
angegriffen. Auch diese Klage war im Ã�brigen unzulÃ¤ssig, da Mitteilungen des
VersorgungstrÃ¤gers zu den Beitragsbemessungsgrenzen keine anfechtbaren
Verwaltungsakte darstellen (stÃ¤ndige Rechtsprechung: vgl. z. B. BSG SozR 3 â��
8570 Â§ 8 Nr. 7). In zulÃ¤ssiger Weise anfechtbar ist nach der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung insoweit allein die getroffene Feststellung der ZugehÃ¶rigkeit zum
Personenkreis des Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G.

Da die Klage auf Verpflichtung der Beklagten zur Feststellung der streitigen
ZugehÃ¶rigkeitszeit zum Zusatzversorgungssystem Nr. 19 der Anlage 1 zum AAÃ�G
unzulÃ¤ssig ist, war die Deutsche Rentenversicherung Bund in ihrer Eigenschaft als
RentenversicherungstrÃ¤ger schon aus diesem Grund nicht gemÃ¤Ã� Â§ 75 Abs. 2
SGG beizuladen. Aus dem gleichen Grund war das Verfahren auch nicht
auszusetzen oder aber das Ruhen des Verfahrens anzuordnen (Â§ 202 SGG i. V. m. 
Â§ 251 S. 1 Zivilprozessordnung). Auch eine Vorlage an das
Bundesverfassungsgericht kommt demgemÃ¤Ã� nicht in Betracht.

Da schlieÃ�lich die hilfsweise gestellten BeweisantrÃ¤ge ausschlieÃ�lich bei einer
zu treffenden Sachentscheidung zum Tragen kommen kÃ¶nnten, erweisen sich
diese AntrÃ¤ge ebenfalls als gegenstandslos.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 02.08.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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